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Scheidungsvereinbarung
zwischen
(Vorname Name), geb. am (Datum), wohnhaft (Adresse), (PLZ Wohnort),
Gesuchstellerin,

und

(Vorname Name), geb. am (Datum), wohnhaft (Adresse), (PLZ Wohnort),
Gesuchsteller.
Die Parteien vereinbaren aus freiem Willen und nach reiflicher Überlegung 
im Sinne einer umfassenden Einigung gemäss Art. 111 ZGB was folgt:
I.
Die Ehegatten beantragen gestützt auf Art. 111 Abs. 1 ZGB gemeinsam die Scheidung ihrer am (Datum) vor Zivilstandsamt (Ort) geschlossenen Ehe.
II.
Mit Bezug auf die Scheidungsfolgen vereinbaren die Parteien was folgt:
1.
Die Parteien verzichten gegenseitig auf persönliche nacheheliche Unterhaltsbeiträge im Sinne von Art. 125 ff. ZGB.
(Variante: Vereinbarung eines nachehelichen Unterhaltes)
1.
Mit Bezug auf den nachehelichen Unterhalt vereinbaren die Parteien was folgt:

Der Gesuchsteller / die Gesuchstellerin verpflichtet sich, der Gesuchstellerin / dem Gesuchsteller an den persönlichen nachehelichen Unterhalt monatlich vorauszahlbar folgenden Betrag zu bezahlen:


ab (Datum) bis (Datum):


Fr. (Betrag);



ab (Datum) bis (Datum):


Fr. (Betrag);



ab (Datum) bis (Datum):


Fr. (Betrag).

Diese Unterhaltsbeiträge werden an den Landesindex der Konsumentenpreise des Bundesamtes für Statistik, Stand per Ende (Monat, Jahr) bzw. (Anzahl) Punkte (Basis Dezember 2020 = 100.0 Punkte) geknüpft und sind unaufgefordert auf den 01.01. eines jeden Jahres aufgrund des Indexstandes per Ende November des Vorjahres anzupassen, erstmals auf den 01.01.(Jahr) aufgrund des Indexstandes per Ende (Monat Jahr) nach folgender Formel:

Unterhaltsbeitrag   x   neuer Index

(Anzahl)

2.
Dieser Vereinbarung liegen die folgenden finanziellen Verhältnisse der Parteien zugrunde:
2.1.
Gesuchstellerin
:

•
Einkommen
:
Fr. (Betrag)

(Monatseinkommen netto, inkl. Anteil am 13. Monatslohn, exkl. Kinderzulagen)
•
Vermögen
:
Fr. (Betrag)


•
Schulden
: 
Fr. (Betrag)
2.2.
Gesuchsteller:

•
Einkommen
:
Fr. (Betrag)

(Monatseinkommen netto, inkl. Anteil am 13. Monatslohn, exkl. Kinderzulagen)
•
Vermögen
:
Fr. (Betrag)


•
Schulden
: 
Fr. (Betrag)



3.
Die von den Parteien während der Ehe erworbenen Ansprüche aus der beruflichen Vorsorge seien je hälftig zu teilen und auszugleichen.
4.
In güterrechtlicher Hinsicht vereinbaren die Parteien was folgt:
4.1.
Jede Partei behält ihre persönlichen Effekten zu Eigentum.
4.2.
Jede Partei behält die auf sie lautenden Versicherungen sowie die auf sie lauten​den Bankkonti und dgl. mitsamt den zugehörigen Saldi zu Eigentum.
4.3.
Der Gesuchsteller / die Gesuchstellerin bezahlt der Gesuchstellerin / dem Gesuchsteller eine güterrechtliche Ausgleichszahlung in Höhe von Fr. (Betrag) bis spätestens (Datum).
4.4.
(Regelung betr. allfälliger Grundstücke).
4.5.
Die Parteien erklären sich mit Abschluss und Vollzug der vorliegenden Vereinbarung und im Übrigen mit ihrem derzeitigen Besitzesstand güterrechtlich als per Saldo aller gegenseitigen güterrechtlichen Ansprüche auseinandergesetzt.
5.
Die Parteien übernehmen die Gerichtskosten des Scheidungsverfahrens je zur Hälfte. / Der Gesuchsteller / Die Gesuchstellerin trägt die Gerichtskosten des Scheidungsverfahrens.  Die Parteikosten werden wettgeschlagen. 
6.
Die Parteien ersuchen den Einzelrichter des Bezirksgerichts Küssnacht, die vorliegen​de Vereinbarung im Sinne von Art. 279 Abs. 1 ZPO zu genehmigen.
	
	
	

	Die Gesuchstellerin:
	
	Der Gesuchsteller:

	…………………………………………, den ………………………………..
	
	…………………………………………, den ………………………………..

	(Ort und Datum)
	
	(Ort und Datum)

	
	
	

	………………………………………………………………………………..
	
	………………………………………………………………………………………..

	(Unterschrift Gesuchstellerin)
	
	(Unterschrift Gesuchsteller)

	
	
	


	
	
	
	
	Seite 1 / 3

	
	
	
	
	




Seite 3 / 3

